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Hamburger Entscheidung 
ist eine Kapitulation 
vor den Rechtsbrechern 
Das Parteipräsidium der CDU hat sich in seiner 
^•tzung am Montag dieser Woche auch mit den 
Vorgängen in der Hamburger Hafenstraße 
Je/aßt. Es war der Ansicht, daß es wirklich 
'Redliche und rechtsstaatliche Verhältnisse nur 
Sehen könne, wenn das Recht in gleicher Weise 

•Ji" alle Bürger gelte. Diesem Grundsatz seien 
*l* Entscheidungen des Hamburger Bürgermei- 
sters von Dohnanyi und der Senatsmehrheit nicht 
Serecht geworden. Das Zurückweichen vor der 
^ewalt und die faktische Anerkennung langjäh- 
. 'ger rechtswidriger Zustände stelle eine Kapitu- 
lation vor den Rechtsbrechern dar und sei eine 
j*rüskierung aller gesetzestreuen Bürger. Der 
Hamburger Bürgermeister trage daher die per- 
sönliche und politische Verantwortung für alle 
°'gen, die sich aus dem Abschluß des Pachtver- 
rages ergeben. 

riede, Recht und Gewaltlosigkeit gehören zusam- 
en. Deshalb wird Dohnanyis Scheinfriede nicht 

'°n langer Dauer sein, erklärte Hartmut Perschau, 
^sitzender der CDU-Fraktion in der Hamburger 

!*ürgerschaft. Die Drahtzieher der Hafenstraße 
rauchen ihre Barrikaden nicht mehr. Sie haben 

°esiegt. Sie haben ihr Ziel erreicht. Die Gewalt hat 
j^n gelohnt: sie können jetzt unter dem Schutz des 

Urgermeisters und seines Senats systematisch ihre 
'•tische Bastion weiter aufbauen und sich auf ihre 
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Kanzlerreise, ein Beitrag zur 
Stabilisierung in Afrika 
Bundeskanzler Helmut Kohl gab im CDU- 
Präsidium einen Bericht über seine Reise 
nach Kamerun, Mosambik und Kenia. Das 
CDU-Präsidium bekräftigte die Ansicht 
des Bundeskanzlers, daß ein umfassender 
Dialog aller politischen Kräfte in Afrika 
die unabdingbare Voraussetzung für eine 
positive und friedliche Entwicklung des 
Kontinents sei. Die CDU unterstützt die 
Haltung der Bundesregierung, im Rahmen 
ihrer politischen und finanziellen Möglich- 
keiten einen Beitrag zur wirtschaftlichen 
und politischen Stabilisierung zu leisten 
und echte Blockfreiheit zu ermöglichen. 
Dazu gehöre auch die Überwindung der 
Apartheidpolitik in Südafrika mit friedli- 
chen Mitteln. 

Auf einer Pressekonferenz in Maputo am 
18. November 1987 erklärte der Kanzler 
u a.: „Die Staaten des südlichen Afrika 
brauchen Frieden; sie brauchen ihn aus 

politischen, aus menschlichen und aus 
wirtschaftlichen Gründen. Und eine der 
Ursachen der Spannungen in der Region 
sehen wir in der Politik der Apartheid. In 
Südafrika müssen Apartheid und Rassen- 
diskriminierung mit friedlichen Mitteln 
überwunden werden und die Menschen- 
rechte allen Bürgern des Landes in glei- 
cher Weise gewährt werden." 
„Ich sehe eigentlich meine Aufgabe 
darin, Brücken zu bauen", sagte Helmut 
Kohl in den Bonner Perspektiven des 
ZDF auf die Frage einer möglichen deut- 
schen Führungsrolle. „Wir müssen auch 
als Europäer — auch wir als Deutsche — 
unseren Beitrag dazu leisten, daß es auf 
friedlichem Weg, auf dem Weg der Evo- 
lution, zu einem Ausgleich kommt. Wenn 
es dort zu revolutionären Entscheidungen 
kommt, wird das für alle Beteiligten kata- 
strophale Folgen haben." 

(Fortsetzung von der vorigen Seite) 
nächsten gewaltsamen Aktionen vorberei- 
ten. Die von ihnen begangenen Straftaten 
bleiben ungesühnt. Dohnanyi weiß, daß 
es der anarchistischen Führung der 
Hafenstraße nicht um friedliches alterna- 
tives Wohnen geht, sondern einzig und 
allein um die Schwächung des demokrati- 
schen Rechtsstaats. 
Verträge können nur mit Bürgern 
geschlossen werden, die zur Einhaltung 
von Verträgen bereit und fähig sind. Wer 
den Abschluß des Vertrages mit den 
Bewohnern der Hafenstraße billigt, muß 
wissen, daß sie in den vergangenen Jah- 
ren eine endlose Kette von Straftaten, 
Rechtsbrüchen und Gewalttätigkeiten 
begangen haben. 

Innensenator Lange hat den Bürgermei- 
ster in gesicherter Kenntnis der terroristi- 
schen Taten und Absichten der Hafen- 
straßen-Führung vergeblich gewarnt. 
Aber auch er, der für die Sicherheit der 
Stadt verantwortliche Senator, hat seinen 
Rücken gebeugt. Der opportunistische 
Umfall der FDP, die jetzt ihren eigenen 
Vorstandsbeschluß verleugnet, kommt 
weniger überraschend. Viele Bürger unsß' 
rer Stadt sind erschrocken. Ihr Rechts- 
empfinden wurde schwer verletzt. Sie 
wissen, daß Dohnanyi unserer Stadt ein 
dauerhaftes Sicherheitsrisiko aufgebürde 
hat. Für ihn und für alle, die sich heute 
noch gefährlichen Illusionen hingeben, 
wird es ein folgenschweres Erwachen 
geben. 
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Sachverständigenrat 1987: 

Vorrang für die Wachstumspolitik 
"Die Aussichten, daß sich die deutsche 
Wirtschaft auch im sechsten Jahr auf 
einem, wenn auch flachen Expansions- 
Pfad bewegen wird, sind — trotz Bör- 
senkrach und Dollarkursverfall — 
gut. Wir sehen weiterhin Auftriebs- 
kräfte im Inland, beim privaten Ver- 
brauch sowie mit Einschränkungen bei 
den Investitionen, und wir rechnen mit 
einem steigenden Export. Die Basis 
iur die Aufwärtsentwicklung wird also 
Nieder etwas breiter; Binnennachfrage 
u"d Exportnachfrage stützen sich 
Wechselseitig." 

öies ist die Prognose des Sachverständi- 
8enrates zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung (SVR) für 
^ie Bundesrepublik Deutschland für 
'988. 

~'e „Fünf Weisen" gehen davon aus, daß 
^e Turbulenzen an den internationalen 
Kapitalmärkten nicht zu einer Rezession 
ln der Bundesrepublik führen werden. 
"Das Verlaufsmuster der nun in ihr sechs- 
l^s Jahr eintretenden wirtschaftlichen 
Aufwärtsentwicklung ist das eines im 
Sanzen mäßigen Aufschwungs, der zeit- 
weilig verharrt und dann wieder anzieht." 
*ür 1988 geht der Sachverständigenrat von 
e"nem Wachstum von 1,5 % aus. 

us Ausrüstungsinvestitionen werden vor- 
Ussichtlich um 2 % steigen, die Preise wei- 

thin stabil bleiben. „Bislang stiegen die 
reise auf der Verbraucherstufe nur ver- 

alten. Wir rechnen auch nicht damit, 
daß sich der Anstieg in der nächsten Zeit 
sPürbar beschleunigen wird." 

e> den Exporten gehen die Professoren 
g8*r von einer Steigerung um 2,5 % aus. 

amit gibt der Export im kommenden 

Jahr der Konjunktur wieder Impulse. Die 
Gründe für die verhältnismäßig günstigen 
Exporterwartungen liegen für die Wissen- 
schaftler bei den besonderen Stärken der 
deutschen Wirtschaft (qualitativ hoch- 
wertiges Gütersortiment, große Liefer- 
pünktlichkeit, zuverlässiger Kunden- 
dienst und eine geschickte Spezialisie- 
rung auf Marktsegmente). 
Nach wie vor bleibt die Binnennachfrage 
der Motor der Konjunktur. Durch die 
Steuerentlastung, die bei den privaten 
Haushalten 1988 mit etwa 11 Milliarden 
DM zu Buche schlagen wird, werden die 
verfügbaren Einkommen auch im kom- 
menden Jahr kräftig expandieren; vor- 
aussichtlich um 4,5 %. Im Zusammenspiel 
mit dem stabilen Preisniveau trägt dies 
dazu bei, daß der private Verbrauch eine 
wichtige Konjunkturstütze bleiben wird. 
Die privaten Haushalte können auch im 
nächsten Jahr mit einem beträchtlichen 
Zuwachs an Kaufkraft rechnen. 
Die Zahl der Beschäftigten wird im kom- 
menden Jahr weiter steigen, die „Fünf 
Weisen" rechnen hier mit 60.000 im Jah- 
resdurchschnitt. 
Dennoch stellt der Arbeitsmarkt nach wie 
vor das größte Problem dar. Der Sachver- 
ständigenrat kommt zu dem Ergebnis, 
daß hier nur geringe Entlastungen in 
Sicht sind. „Niemand kommt an der Ein- 
sicht vorbei, daß der Expansionspfad, auf 
dem sich die deutsche Wirtschaft derzeit 
bewegt, zu flach ist, um die Arbeitsplatz- 
lücke zu schließen." 
Gefordert sind hier vor allem die Tarif- 
partner. Die „Fünf Weisen" legen beson- 
ders großen Wert auf die Notwendigkeit 
einer weiteren Lohndifferenzierung im 
Rahmen der Tarifpolitik. Hier sei insbe- 



Seite 4  •   UiD 37/87 WIRTSCHAFT 

sondere in sektoraler und regionaler Hin- 
sicht noch ein weites Feld. 

Ausgehend von der Diagnose „das 
Wachstum der gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten ist weiterhin 
gering, viel zu gering, um bei den großen 
unerledigten Aufgaben schneller ... zum 
Ziel zu gelangen...", lautet für den Sach- 
verständigenrat die Therapie: Vorrang für 
Wachstumspolitik. 

Ausführlich begründet er, warum eine 
kräftiger wachsende Wirtschaft allen Vor- 
teile bringt: 

— Wachstum erleichtert den Abbau der 
Arbeitslosigkeit; 
— Wachstum trägt zum Abbau der inter- 
nationalen Ungleichgewichte bei; 
— Umweltschutz erfordert Wachstum; 
— Wachstum ist die Grundlage der sozia- 
len Sicherung. 

Diesem Ziel der Stärkung der Wachs- 
tumskräfte muß die Wirtschafts-, Finanz- 
und Geldpolitik der Bundesregierung 
Rechnung tragen. 

Der Steuerpolitik der Bundesregierung 
bescheinigen die Professoren Erfolg. Das 
Kernstück der vorgesehenen Steuerre- 
form, der Abbau des scharfen Anstieges 
der Grenzsteuersätze im gegenwärtigen 
Einkommensteuertarif durch den Über- 
gang zu einem linear-progressiven Tarif, 
ist nach Ansicht der Sachverständigen 
dazu geeignet, „die demotivierenden 
Wirkungen einer progressiven Einkom- 
mensteuer zu mildern".- 

Mit seinem vorsichtigen Optimismus 
unterstützt der Sachverständigenrat die 
wirtschaftspolitische Linie der Bundesre- 
gierung. Sicherlich besteht aufgrund der 
noch viel zu hohen Arbeitslosigkeit und 
der bestehenden weltwirtschaftlichen 
Ungleichgewichte kein Anlaß zur Eupho- 

rie, es ist jedoch ebenso falsch, die Bun- 
desrepublik aufgrund der vorliegenden 
Daten in eine Rezession zu reden, wie es 
die Sozialdemokraten derzeit versuchen. 

Zahl der Firmenpleiten 
ging stark zurück 
Die Zahl der Pleiten ist im Laufe des Jah- 
res deutlich zurückgegangen. Wie das 
Statistische Bundesamt am 12. November 
1987 mitteilte, wurden von Januar bis 
September insgesamt 13.422 Konkurse 
und Vergleiche gemeldet, darunter 9.280 
von Unternehmen. Im Vergleich zur glei- 
chen Vorjahreszeit war dies ein Rückgang 
der Gesamtzahl um 5,8 Prozent und der 
Unternehmenszusammenbrüche um 9,9 
Prozent. Der Rückgang setzte bereits 
Mitte vergangenen Jahres ein, erläuterten 
die Statistiker. Im September gab es bei 
den Firmenpleiten gegenüber September 
1986 sogar einen Rückgang um 18,7 Pro- 
zent. 

Ausländerwahlrecht 
Bei der Anhörung zur Frage eines kom- 
munalen Ausländerwahlrechts im Düssel- 
dorfer Landtag wurde die Union in ihrer 
ablehnenden Haltung vollauf bestätigt. 
Die Staatsrechtslehrer Isensee, Papier 
und Wollenschläger wiesen klar nach, 
daß weder nach dem Grundgesetz und 
noch weniger nach der Landesverfassung 
Nordrhein-Westfalens ein kommunales 
Wahlrecht für Ausländer zulässig ist. Die 

rechtlichen Argumente der anwesenden 
juristischen Befürworter wurden derart 
überzeugend zerpflückt, daß die SPD 
jetzt wohl gut beraten ist, die Finger von 
dieser für unser Staatsganzes hochsensi- 
blen Frage zu lassen. 
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Helmut Kohl 

Europa braucht Frankreich und 
Deutschland als Kerngemeinschaft 
Anläßlich der 50. deutsch-französi- 
schen Konsultationen am 12. und 
p. November in Karlsruhe hat Bun- 
deskanzler Helmut Kohl in einer 
Tischrede die deutsch-französische 
Freundschaft gewürdigt und die Per- 
spektiven für die Zukunft der Europäi- 
schen Gemeinschaft aufgezeigt. Hier 
^»e wesentlichen Passagen seiner Rede 
l*1» 12. November beim Abendessen im 
Schloß von Bruchsal: 

. er Weg, den unsere Beziehungen im 
etzten Vierteljahrhundert genommen 

haben, stellt ein in der Geschichte Euro- 
Pas einzigartiges Beispiel für ein stetig 
gewachsenes vertrauensvolles und 
reundschaftliches Miteinander zweier 

s°uveräner Staaten dar. 
eutsche und Franzosen haben allen 

^"ünd, auf das bisher Erreichte stolz zu 
sein. 
üabei ist vor allem wichtig, daß es uns 
gelungen ist, die deutsch-französische 

Kundschaft in den Herzen unserer Bür- 
ger, vor allem der jungen Generation, zu 
Bankern. 

nser gemeinsames Werk hat nicht nur 
flsere beiden Länder und Völker, es hat 
Uropa insgesamt entscheidend vorange- 
racht. In meiner Regierungserklärung 

aitl 18. März 1987 habe ich erklärt: 
*°ie deutsch-französische Freundschaft 
, n°- Zusammenarbeit war und bleibt trei- 

ende Kraft im europäischen Einigungs- 
Pr°zeß. Diese Partnerschaft umfaßt eine 

. ftr Weitgehende, gemeinsame Konzep- 
11 von europäischer Sicherheit, eine 
^einsame Vision von der Zukunft 

Europas und die Gesamtheit unserer 
politischen, wirtschaftlichen, technologi- 
schen und kulturellen Aktivitäten." 

Unser Blick muß nach vorne gerichtet 
bleiben. Die Europäische Gemeinschaft, 
die im März 1987 in ihr viertes Jahrzehnt 
getreten ist, steht vor großen Aufgaben, 
zum Beispiel der Vollendung des Binnen- 
marktes, eines „Raumes ohne Binnen- 
grenzen, in dem der freie Verkehr von 
Waren, Personen, Dienstleistungen und 
Kapital gewährleistet ist", wie es in der 
Einheitlichen Europäischen Akte heißt. 

Wir werden diese Aufgabe nur lösen, 
wenn es uns immer wieder gelingt, den 
Streit partikularer Interessen zu überwin- 
den und das Interesse, ja den Enthusias- 
mus unserer Völker für das große gemein- 
same Werk wachzuhalten. Europa 
braucht Frankreich und Deutschland als 
eine Kerngemeinschaft. 

Unsere gemeinsame Aufgabe ist und 
bleibt es, Perspektiven für die Zukunft 
der Europäischen Gemeinschaft auf dem 
Wege zur Europäischen Union aufzuzei- 
gen und, wenn immer möglich, in die Tat 
umzusetzen. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
nur an einige wichtige deutsch-französi- 
sche Initiativen in den letzten drei Jah- 
ren: 

• Das maßgeblich von Frankreich und 
Deutschland in Gang gesetzte EUREKA- 
Projekt hat sich, allen Zweiflern zum 
Trotz, als der bisher wirkungsvollste 
Schritt zur Schaffung einer europäischen 
Technologiegemeinschaft erwiesen. 
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• Unsere Zusammenarbeit hat wesent- 
lich zum Zustandekommen der Einheit- 
lichen Europäischen Akte und zum 
Gelingen des EG-Beitritts der Länder der 
iberischen Halbinsel beigetragen. 

• Durch unsere enge Zusammenarbeit 
war es möglich, daß sich die Mitglied- 
staaten der WEU am 27. Oktober 1987 
auf die gemeinsame „Plattform: Europäi- 
sche Sicherheitsinteressen" geeinigt 
haben. 
Diese Plattform, die auf Ihrer Initiative, 
Herr Premierminister, beruht, ist erstes 
deutliches Zeichen wachsender europäi- 
scher Identität im Bereich der Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik. Auf ihr 
wollen wir weiter aufbauen. 

Auch im bilateralen Bereich haben wir-in 
den vergangenen Jahren erhebliche Fort- 
schritte gemacht. Dabei möchte ich insbe- 
sondere an unser Gipfeltreffen vom 
Herbst 1986 in Frankfurt erinnern, das 
unserer kulturellen Zusammenarbeit neue 
Impulse verliehen hat. Wir werden mor- 
gen mit der Unterzeichnung des Noten- 
wechsels über die Bildung eines Deutsch- 
Französischen Hochschulkollegs einen 
wichtigen Schwerpunkt der damaligen 
Erklärung in die Tat umsetzen. 

Wir sind uns bewußt, daß wir nicht ste- 
henbleiben dürfen. Wir haben keinen 
Anlaß, auf dem Erreichten auszuruhen. 
Die deutsch-französische Zusammenar- 
beit ist täglich neu gefordert, ihre Dyna- 
mik zu entfalten. 

Wir sind uns dabei bewußt, daß Europa 
seine Identität nur in einem stetigen Pro- 
zeß gewinnen kann. Wir brauchen weiter- 
hin Ausdauer, wir brauchen Mut, wir 
brauchen eine gemeinsame Vision, um 
Stück für Stück dieses Europa, das wir 
wünschen, zu schaffen. Wir sollten dabei 
immer daran denken, daß Europa für 
seine Bürger, für alle unsere Mitbürger, 
erfahrbar bleiben muß. 

Wir sind bereit, dem deutsch-französi- 
schen Verhältnis eine neue Dimension zu 
verleihen. Hierzu gehört insbesondere die 
Vertiefung der deutsch-französischen 
militärischen und sicherheitspolitischen 
Zusammenarbeit, für die die gemeinsame 
Großübung „Kecker Spatz" ein ein- 
drucksvolles Beispiel war. 

Ich bin zuversichtlich, daß es unserer 
gemeinsamen Arbeit gelingen wird, bis 
zum 25. Jahrestag des Elysee-Vertrages 
diese Zusammenarbeit weiter zu konkre- 
tisieren. 

Wir schließen von dieser Zusammenar- 
beit niemanden aus; Ziel ist ein Europa, 
das auch im Bereich der Sicherheitspoli- 
tik immer deutlichere Konturen gewinnt, 
das in der Lage ist, seinen Platz in der 
internationalen Politik einzunehmen, 
einen Platz, der ihm nach unserem Ver- 
ständnis gebührt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
bleibt die europäische Einigung ein 
Gebot nationaler, europäischer, ja welt- 
weiter Verantwortung. 

Nur ein einiges und starkes Europa kann 
dazu beitragen, Sicherheit, Frieden in 
Freiheit, soziale Gerechtigkeit und Wohl' 
stand dauerhaft zu sichern und auf die 
Gestaltung einer europäischen Friedens- 
ordnung hinzuwirken, in der auch die 
Teilung Europas überwunden werden 
kann. Für uns Deutsche gilt: Je europäi- 
scher die deutsche Politik ist, um so mehf 

dient sie auch unseren nationalen IntereS' 
sen. 

Frankreich und die Bundesrepublik 
Deutschland haben bei der Gestaltung 
der Rolle Europas in der Welt eine wich- 
tige Schrittmacherfunktion. Deutsche 
und Franzosen müssen immer wieder 
Anstrengungen unternehmen, um ihre 
Politik in Einklang zu bringen. Die weite' 
ren Erfolge müssen wir uns, wie in der 
Vergangenheit, hart erarbeiten. 
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Aus der Trauerrede von Walter Wallmann: 

Wir müssen den inneren Frieden 
gegen Gewalt und Haß schützen 
U Dom zu Frankfurt fand am 
jp. November 1987 die Trauerfeier für 
d|e beiden an der Startbahn West 
getöteten Polizeibeamten statt. In sei- 
Jj' Trauerrede sagte der hessische 
^inisternräsiHpnt Walter Wallmoi "nisterpräsident Walter Wallmann 
u-a.: 

ye beiden Polizeibeamten haben ihr 
yben im Dienst für unseren Staat und 
ßni'för uns verloren. Sie erfüllten ihre 
Wicht, wie es ihnen aufgetragen und 
efohlen worden war. Sie haben nieman- 

den angegriffen und niemanden bedroht. 
le haben gegen niemanden ihre Dienst- 

*affe gerichtet. Und kein Polizeibeamter 
M in den vielen Jahren der gewalttätigen 

^einandersetzung an der Startbahn 
est jemals von der Schußwaffe Gebrauch 

gemacht. Und dabei waren die eingesetz- 
e" Polizeibeamten allzu oft an Leib und 
| e°en gefährdet, nicht nur an jenem Mon- 
fgabend, nicht nur an jenem 2. Novem- oer 

'ele Beamte wurden mit Stahlkugeln und 
^ euchtmunition beschossen. Viele wurden 
Rundet, verletzt. Die Zahl der Verletz- 
, n 'st in den vergangenen Jahren erschrek- 
e*dgestiegen: 130 verletzte Beamte vor 

*0n Jaflren'im vergangenen Jahr über 
t..

ü- Vermummte und bewaffnete Gewalt- 
*ter haben Polizeibeamte und friedliche 
Urger überfallen. Das geschah vor weni- 

v*
n Tagen in.Hamburg genauso wie am 

fygangenen Montag, gestern vor einer 
0che, wiederum an der Startbahn West. 

*kT Eichh°ferund Thorsten Schwalm, 
^ hatten die gleiche Aufgabe zu erfüllen, 

ai*ch ihren Kameraden gestellt war, 

nämlich Menschen und Sachen vor Gewalt 
zu schützen. Sie sollten, mit anderen Wor- 
ten also, den inneren Frieden in unserem 
Land sichern, um unserer Bürgerinnen und 
Bürger willen. Bei der Erfüllung dieses 
Dienstes sind Klaus Eichhöfer und Thor- 
sten Schwalm ermordet worden. Wir ver- 
neigen uns vor den beiden toten Polizeibe- 
amten in Trauer und voller Dankbarkeit. 
Wir sind uns bewußt, daß angesichts ihres 
Todes alles unzulänglich ist und bleibt, was 
immer wir nun tun oder sagen. Und wir 
wissen, daß wir Ihren Schmerz, den 
Schmerz der Familien, der Angehörigen, 
nicht lindern können. Wir wissen nur in 
unserer Ratlosigkeit und auch in unserer 
inneren Not, daß wir nun nicht einfach zur 
Tagesordnung übergehen dürfen. 
Es darf nicht weitergehen mit dieser Eska- 
lation von Haß und Gewalt. Wir haben die 
Pflicht, unsere Polizeibeamten so zu schüt- 
zen und auszurüsten, daß sie ihren Dienst, 
der Dienst, den sie für uns, für uns alle, für 
den demokratischen Staat leisten, auch 
erfüllen können. Und unsere Polizeibeam- 
ten, sie dürfen nicht das Gefühl haben, daß 
wir sie alleine lassen, daß sie ohne ausrei- 
chende Gesetzesgrundlage, ohne bestmög- 
liche Ausrüstung der Gewalt gegenüberste- 
hen, Tätern, die durch unser Land reisen 
und — machen wir uns nichts vor — die 
den demokratischen Staat als ohnmächtig 
und handlungsunfähig entlarven wollen. 

Wir dürfen das nicht zulassen. Wir werden 
besonnen und überlegt und zugleich mit 
aller Entschlossenheit und Festigkeit der 
Gewalt entgegentreten. Wir sind das Klaus 
Eichhöfer und Thorsten Schwalm schuldig. 
Wir schulden das den vielen Polizeibeam- 
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ten, denen wir ja auch in Zukunft abver- 
langen, den inneren Frieden gegen Haß 
und Gewalt zu schützen. Diese Aufgabe ist 
schwer. Diese Aufgabe, die wir den Polizei- 
beamten abverlangen, ja, diese Aufgabe, 
die wir ihnen aufbürden. 

Wir wollen dem Haß zwar entschlossen 
begegnen, aber es muß eines hinzugefügt 
werden: Wir dürfen unsererseits nichts 
haßerfüllt reagieren. Wir wollen der 
Gewalt mit aller Härte, die das Gesetz vor- 
sieht, entgegentreten, aber den Feinden der 
Menschlichkeit und des Rechts werden und 
dürfen wir nicht mit den Mitteln der 
Unmenschlichkeit und des Unrechts ant- 
worten. Klaus Eichhöfer und Thorsten 
Schwalm sind uns dafür Vorbilder. 

Es ist wahr, daß unser Staat und seine 
Ordnung von manchem und seit langem 
geschmäht werden. Wahr ist auch, daß 
unser Staat unzulänglich ist. Seine Reprä- 
sentanten, wir, ich irren. Wir, ich, die Poli- 
tiker, wir sind in Schuld befangen und blei- 
ben in Schuld befangen, weil wir Menschen 
sind. Und wir sind ungerecht, auch wenn 
wir gerecht sein wollen, denn wir erkennen 
oft das Recht nicht. Wir ringen um Macht 
und vergessen zu leicht, daß staatliche 
Macht nur durch das Recht legitimiert 
wird. 
Aber, verehrte Trauergemeinde, wahr ist 
auch — und dieses muß ebenfalls bekannt 
werden —, daß unser Staat derfreieste ist, 
den wir jemals hatten. Ersteht unter dem 
Verfassungsgebot von Recht und Sozial- 
staatlichkeit. Und nicht nur die Idee unse- 
rer Bundesrepublik Deutschland in der 
Abstraktheit, sondern auch unser konkreter 
Staat mit all seinen Mängeln, mit all sei- 
nen Unzulänglichkeiten verlangt nicht nur 
nach unser aller Dienst. Nein, unser Staat 
ist auch unserer ganzen, unserer inneren 
Hingabe wert. Denn bei allen Fehlern und 
Unzulänglichkeiten: Er ist ein Staat, der 
Frieden und Toleranz aufgetragen bekom- 
men hat und Frieden und Toleranz und 

Zitat 
„Das Bedürfnis unserer Zeit ist: mehr 
Miteinander und weniger Gegeneinan- 
der. " 
(Bundesminister Norbert Blüm) 

Liebe auch verwirklichen will. Wer dieses, 
den Willen, den Auftrag, die Verfassung 
bestreitet, und mehr noch, wer unseren 
Staat als Staat des Hasses und der 
Repression diffamiert, wer behauptet, die- 
ser Staat wünsche sich sehnsüchtig den 
Terrorismus herbei, wer, unter welchen 
Vorzeichen auch immer, Haß sät und 
Gewalt für gerechtfertigt erklärt, der 
schafft das geistige Umfeld, in dem die 
Menschenverachtung und daraus Haß un<* 
daraus schließlich Gewalt gegen Mensche* 
erwächst. 

Und wer zwischen krimineller und politisch 
motivierter Gewalt in unserem Staate nicn> 
mehr unterscheidet, der hat keine Lehren 
aus unserer leidvollen Geschichte gezogen- 
Gestern war der 9. November. Und wir 
erinnern uns an den 9. November 1938. 
Und wir wissen, was vor aller Welt danta's 

begann. 

Wir sind hier in einem Gotteshaus. Wir 
sind in diesem ehrwürdigen Dom zu Frau* 
fürt am Main. Jeder frage sich nach seine* 
Schuld. Im Angesicht des Todes von Kla^ 
Eichhöfer und Thorsten Schwalm darf es 
weder um Selbstgerechtigkeit, noch um 
jene schrecklichen Vereinfachungen gehen- 
Die Trauer, unsere Trauer um die beiden 
Toten muß uns freimachen, das Gebotene 
zu entscheiden und die Trauer muß uns, 
jeden einzelnen von uns, unsere Pflicht 
begreifen lernen, alles, wirklich alles, zu 
tun, damit Verblendung und Haß über- 
wunden werden und Frieden, der innere 
Frieden, der mehr ist als die Abwesenheit 
von Gewalt, allenthalben in unser Land 
wieder einkehre. 
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Unsere Arbeitsmarktpolitik 
ist erfolgreich 
Im Deutschen Bundestag wurde am 
12. November 1987 das 8. Gesetz zur 
Änderung des Arbeitsförderungsgeset- 
Jes abschließend beraten. Es sieht eine 
Reihe wesentlicher Verbesserungen für 
ältere und jugendliche Arbeitslose vor. 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
•ührte in der Debatte u. a. folgendes 
aus: 

Wir handeln. Wir helfen Arbeitslosen 
und den von Arbeitslosigkeit bedrohten 
Arbeitnehmern. Und wir halten, was wir 
yersprechen. 
Erster Schritt: Verlängerung der Bezugs- 
dauer beim Arbeitslosengeld für Arbeits- 
lose ab dem 50. Lebensjahr von 12 auf 18 
Monate in 1985. 
Reiter Schritt: 7. Novelle zum Arbeits- 
'örderungsgesetz 1986 mit einem Bündel 
von Verbesserungen in der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, vor allem bei der 
beruflichen Bildung und eine weitere Ver- 
engerung der Bezugsdauer beim Arbeits- 

losengeld auf bis zu zwei Jahre. 
bitter Schritt: Herabsetzung der Vorbe- 
Scnäftigungszeiten beim Arbeitslosen- 
geld, Verlängerung der Kurzarbeitergeld- 
bjzugsfristen in der Stahlindustrie auf 36 
j**onate, Verlängerung der Bezugsdauer 
°eim Arbeitslosengeld auf bis zu 32 
Monate ab 1. Juli 1987. 
jierter Schritt jetzt: Ausfüllung von Lük- 
*en im Leistungskatalog des Arbeitsför- 
aerungsgesetzes, Ergänzung und Verbes- 
Serung von Instrumenten. 
'-'er Gesetzentwurf belastet den Haushalt 
3er Bundesanstalt für Arbeit mit 950 Mio. 

M. Der Gesetzentwurf überträgt die 

Verantwortung für Benachteiligtenpro- 
gramm und Bildungsbeihilfegesetz, für 
Sprachförderung und Verstärkungsmittel 
bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf 
die Bundesanstalt für Arbeit — Ausga- 
ben, die im unmittelbaren Zusammen- 
hang stehen mit dem Arbeitsmarkt und 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Die SPD 
sagt: Das kann die Bundesanstalt für 
Arbeit nicht bezahlen. Nur: Vor acht 
Monaten legte die SPD einen Gesetzent- 
wurf „zur Wiederherstellung eines ausrei- 
chenden Schutzes bei Arbeitslosigkeit" 
vor. Kostenpunkt: 6,5 Mrd. DM. 
Zwei Arbeitsfelder der Arbeitsmarktpoli- 
tik stehen für mich im Zentrum: Qualifi- 
zierung und gezielte Hilfen für ältere und 
für längerfristig Arbeitslose. 
Qualifizierung ist zum Markenzeichen 
der Arbeitsmarktpolitik geworden. Die 
Zahlen sprechen für sich: 1982 gab es 
265.000 Teilnehmer an Maßnahmen der 
beruflichen Bildung. In diesem Jahr wer- 
den es mehr als doppelt so viele sein, 
nämlich rund 600.000. 1982 waren nur 
gut die Hälfte der geförderten Arbeits- 
lose, jetzt sind es zwei Drittel. Immer 
mehr Frauen profitieren von den Qualifi- 
zierungsangeboten. Sie stellen jetzt 35 % 
der Teilnehmer. Und sie sind insgesamt 
die Gewinner des Arbeitsmarktes. Zwei 
von drei neu geschaffenen Arbeitsplätzen 
werden von Frauen besetzt. 
Also: Mehr Teilnehmer an Qualifizie- 
rungsmaßnahmen bei den Arbeitsämtern 
als je zuvor7, mehr Finanzmittel als zuvor. 
Aber wir wollen auch nicht die Rangord- 
nung auf den Kopf stellen: berufliche 
Weiterbildung ist Sache der Betriebe. 
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Unsere Hilfen sollen sie nicht aus dieser 
Pflicht entlassen. Mein Appell an die 
Unternehmen ist: Laßt das Klagen über 
Facharbeitermangel, bildet die Fachar- 
beiter aus, die Ihr braucht, und bildet sie 
weiter. 

Zweites Arbeitsfeld: Ältere, längerfristig 
Arbeitslose. Wer über 50 ist, hat das glei- 
che Recht auf Arbeit wie der 20jährige. 
Wir brauchen die älteren Arbeitnehmer. 
Auch hier mein Appell an die Arbeitge- 
ber: Laßt die Vorurteile sausen, gebt 
auch älteren Arbeitnehmern eine reelle 
Chance. 

Wir haben die soziale Sicherung Älterer 
bei Arbeitslosigkeit dreimal verbessert. 
Jetzt verbessern wir die Hilfen zur 
Beschäftigung. Bis zu 70 % und im Ein- 
zelfall bis zu acht Jahren kann die 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer mit 
einem Lohnkostenzuschuß gefördert 
werden. 

Wir müssen die Finanzmittel zusammen- 
halten, jede Mark wird gebraucht. Des- 
halb werden auch die Instrumente der 
Mißbrauchsbekämpfung geschärft und 
erweitert. Durch Verlängerung des 
Bemessungszeitraums beim Arbeitslosen- 
geld werden ebenso Manipulationen ver- 
hindert wie beim Konkursausfallgeld. 
Unsere Arbeitsmarktpolitik ist erfolg- 
reich. Beispiel: Mehr als 70 % der Teil- 
nehmer an beruflichen Bildungsmaßnah- 
men haben spätestens nach einem halben 
Jahr wieder einen Arbeitsplatz. Trotz- 
dem: Arbeitsplätze müssen die Unterneh- 
men und die Verwaltungen schaffen. 

Der Ausschuß fir Arbeit und Sozialpolitik des 
Bundesrates hat empfohlen, den Vermittlungsaus- 
schuß anzurufen, da es sich um ein zustimmungs- 
pflichtiges Gesetz handelt. Über diesen Antrag 
wird der Bundesrat am 2 7. November 1987 ent- 
scheiden. 

Handel bleibt 
optimistisch für 1988 
Ein Drittel der Einzelhändler erwartet 
für 1988 eine weitere Belebung der 
Nachfrage und vertraut auf die Dyna- 
mik des privaten Verbrauchs. Deshalb 
beabsichtigt fast jedes dritte Einzel- 
handelsunternehmen, vor allem 
Warenhäuser und Facheinzelhandel, 
seine Investitionen zu erhöhen. 

Dies ist das Ergebnis einer Umfrage des 
Deutschen Industrie- und Handelstages 
(DIHT) bei Unternehmen des Einzelhan- 
dels und des Großhandels. Vorausset- 
zung hierfür sind allerdings nur gering 
steigende Preise für die Lebenshaltung 
und keine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
oder der Verbrauchsteuern. 
Zuversichtlich äußert sich vor allem der 
Facheinzelhandel mit Schuhen, Beklei- 
dung, Möbeln, Elektronik-, Elektro-, 
Photo- und Videoartikeln sowie Büroma- 
schinen. Das wichtigste Motiv für die 
Investitionsplanungen ist die Kostensen- 
kung. Erst danach folgt die Absicht der 
Kapazitätsausweitung. 
Im Großhandel ist der Optimismus etwas 
gedämpfter, bestimmt durch Produktions- 
verbindungs- und Investitionsgütergroß- 
handel. Der Großhandel mit Fertigwaren» 
insbesondere Konsumgütern, liegt dage- 
gen näher an den Erwartungen des Ein- 
zelhandels. 
Zielgruppenorientiertes Marketing im 
Handel und eine qualifizierte Kundenbe- 
ratung sind aus der Sicht des Handels 
ausschlaggebend für den zukünftigen 
Geschäftserfolg. Beides soll mit einer 
stärkeren Weiterbildung der Mitarbeiter 
erreicht werden. Ergänzend plädieren die 
Unternehmen des Groß- und Einzelhan- 
dels für eine attraktive Gestaltung und 
gute Erreichbarkeit der Innenstädte mit 
kundenfreundlichen Parkmöglichkeiten. 
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Aufbruch Europas in die 
Weltraumpolitik 
Die Entscheidung zugunsten der gro- 
ßen neuen Weltraumprojekte (Weiter- 
entwicklung der Trägerrakete Ariane 
und Teilnahme an der bemannten 
Raumfahrt, d.h. bei Columbus und 
Hermes) setzt für die deutsche Raum- 
fahrtindustrie, aber auch für das inter- 
nationale Engagement der Bundesre- 
publik Deutschland im Bereich der 
Spitzentechnologie Raumfahrt die 
richtigen Signale. 

"ie getroffene Einigung macht deutlich, 
daß die Bundesregierung entschlossen ist, 
trotz notwendiger Erhaltungssubventio- 
nen für konventionelle Industriestruktu- 
ren (z. B. im Bereich Kohle und Stahl), 
mit aller Kraft auch die Optionen für 
^ukunftstechniken offenzuhalten. Mit 
der Entscheidung der Bundesrepublik 
Deutschland zur Teilnahme an der 
"ernannten Raumfahrt werden unseren 
nachfolgenden Generationen nicht Erbla- 
sten hinterlassen, sondern neue Zukunfts- 
ehancen eröffnet, erklärt der forschungs- 
politische Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Christian Lenzer. 
ü'e gesamten deutschen Beiträge zu den 
Rationalen und internationalen Raum- 
'ahrtaktivitäten, in denen unbemannte 
und bemannte Raumfahrt, Bodenstatio- 
nen sowie der Unterhalt der Deutschen 
J'orschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt (DFVLR) enthalten 
lr,d, betragen über den Planungsraum 

y°n 13 Jahren rund 29 Milliarden DM. 
per weitaus größte Teil, nämlich über 20 
Milliarden DM, betrifft dabei die unbe- 
kannte Raumfahrt, d. h. Forschungen, 
Infrastruktur, Raumsonden und Satelli- 
ter», z. B. für Erderkundung, Klima- und 
umweltforschung sowie Kommunika- 

tion. Dieser größtenteils auch der Grund- 
lagenforschung dienende Bereich ist 
unstrittig und macht im Forschungshaus- 
halt den Löwenanteil aus. Der weitaus 
kleinere Teil im Laufe des Planungszeit- 
raums von 13 Jahren, nämlich rund 8,3 
Milliarden DM, betrifft die bemannte 
Raumfahrt. 
Die bemannte Raumfahrt (Teilnahme an 
der amerikanischen bemannten Raumsta- 
tion und am europäischen Raumfahrzeug 
Hermes) als Teil der gesamten Weltraum- 
aktivitäten macht über den Planungszeit- 
raum gerechnet jährlich rund 600 Millio- 
nen DM aus. Umgerechnet auf die Bevöl- 
kerung der Bundesrepublik Deutschland 
sind dies pro Einwohner ca. 10 DM im 
Jahr. Dies ist sozusagen die Zukunftssi- 
cherungsprämie für den Einstieg der Bun- 
desrepublik Deutschland in die bemannte 
Raumfahrt. 
Eine negative Entscheidung würde die 
Bundesrepublik Deutschland auf Jahre 
hinaus vom bemannten Zugang zum 
Weltraum abkoppeln. Sie wäre dann nur 
Bittsteller oder Lizenznehmer bei ande- 
ren Ländern. 

Illllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Todenhöfer 
legte Amt nieder 
Der CDU-Abgeordnete Jürgen Todenhö- 
fer (47) hat seine Funktion als abrü- 
stungspolitischer Sprecher der CDU/ 
CSU-Fraktion und sein Amt als Obmann 
im Untersuchungsausschuß für Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle des Bundes- 
tages niedergelegt. Er hat dies in einem 
Schreiben an Fraktionschef Alfred Dreg- 
ger mitgeteilt. 
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Gespräch zwischen Präsidium und 
Zentralkomitee der Katholiken 
Die Präsidien der CDU und des Zen- 
tralkomitees der deutschen Katholiken 
(ZdK) trafen sich am 3. November 
1987, zu einem mehrstündigen Mei- 
nungsaustausch. Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl begrüßte die Gesprächsteil- 
nehmer und gab eine Übersicht über 
aktuelle Fragen der Außen-, Sicher- 
heits-, Europa- und Innenpolitik. 

Mit Ausführungen zum gegenwärtigen 
Verhältnis von Katholiken und CDU 
eröffneten ZdK-Präsident Prof. Maier 
und Generalsekretär Heiner Geißler den 
Meinungsaustausch. Dabei ging es um 
Veränderungen der Wählerlandschaft 
und ihre vielschichtigen Hintergründe 
sowie um Fragen nach dem unverwech- 
selbaren Wertprofil der CDU. Die Erwar- 
tungen christlicher Bürger an die ethische 
Grundorientierung und Überzeugungs- 
kraft einer christlich bestimmten Politik 
sind besonders hoch und verpflichten zu 
großen Anstrengungen. Die Gesprächs- 
teilnehmer stimmten darin überein, daß 
das christliche Menschenbild als Grund- 
lage und Maßstab wieder in der Politik 
der CDU deutlich werden müsse. 

Neben der Erörterung familienpolitischer 
Maßnahmen stand besonders der Schutz 
von Leben und Recht des ungeborenen 
Kindes im Mittelpunkt der Aussprache. 
In der Familienpolitik müssen nach 
gemeinsamer Auffassung die Maßnah- 
men und Leistungen zugunsten der Fami- 
lie konsequent ausgebaut werden. 

Beide Seiten stimmten darin überein, daß 
die hohe Zahl von Schwangerschaftsab- 
brüchen ein Zeichen gefährlicher Fehl- 
entwicklungen in unserer Gesellschaft 
sei. Die öffentliche Diskussion und die 
bisherige Praxis hätten bestätigt, daß das 

ungeborene Kind in Konfliktsituationen 
am wenigsten geschützt sei. Anerkannt 
wurde allerdings, daß durch familienpoli- 
tische Maßnahmen in den letzten fünf 
Jahren positive Entwicklungen stattge- 
funden haben. Übereinstimmend waren 
alle Teilnehmer des Gespräches der Auf- 
fassung, daß das vorgesehene Beratungs- 
gesetz dazu beitragen müsse, das 
Bewußtsein vom Recht der Schwächsten 
in unserer Gesellschaft wieder zu stärken. 
Alle Anstrengungen seien darauf zu rich- 
ten, das Leben des Kindes zu erhalten 
und Müttern in schwierigen Situationen 
wirksam zu helfen. Die Vertreter des Zen- 
tralkomitees betonten darüber hinaus, 
daß der offenkundige Mißbrauch bei der 
Feststellung und Finanzierung der soge- 
nannten Notlagenindikation eingedämmt 
werden muß. 
Der intensive Meinungsaustausch fand in 
sachlicher und herzlicher Atmosphäre 
statt. Beide Seiten stimmten in dem 
Wunsch überein, den Dialog fortzuset- 
zen. 

Ulllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll"1111 

Nichtraucher 
im Berliner Parlament 
setzen sich durch 
Nach einem Beschluß des Berliner Abge- 
ordnetenhauses darf künftig bei den Sit- 
zungen der Ausschüsse nicht mehr 
geraucht werden. Ein überparteilicher 
Antrag für ein Rauchverbot, der gemein- 
sam von Abgeordneten der Koalitions- 
fraktionen CDU und FDP sowie der 
Oppositionsparteien SPD und Alterna- 
tive Liste (AL) gestellt worden war, fand 
im Parlament eine knappe Mehrheit. 
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Mehr Geld für den öffentlichen 
Personennahverkehr 
£ur Verabschiedung des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes im Deut- 
schen Bundestag erklären der ver- 
kehrspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Abgeordne- 
ter Günter Straßmeir, und der Bericht- 
erstatter, Abgeordneter Peter Rauen: 
hn Rahmen dieses Gesetzes gewährt 
jkr Bund den Ländern Mittel zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in 
J,en Gemeinden. So flössen seit 1967 
Finanzhilfen in Höhe von 20,1 Mrd. 
"M für den öffentlichen Personen- 
Jahverkehr und 18,5 Mrd. DM für den 
kommunalen Straßenbau an die Bun- 
desländer. Mit diesen Mitteln wurden 
<jie Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den verbessert. 

~a sich dieses Gesetz bewährt hat, 
estand aus verkehrlicher Sicht keine 
eranlassung für eine Änderung. Dies 

^esetz wurde nunmehr im Rahmen der 
^reinbarung mit den Ländern Bestand- 

®il des allgemeinen Bund-Länder- 
^'nanzausgleichs. 
V'achfolgende Änderungen des bestehen- 
en Gesetzes wurden beschlossen: 

*' Erhöhung der Mittel um 100 Mio. DM 
°d damit neuer Plafond-Ansatz von 

l& Mrd. DM. 
* »on den Gesamtmitteln werden bis 

Jni Jahr 1991 vorab 100 Mio. DM für 
'e bauliche Fertigstellung begonnener 

J^ojekte des Öffentlichen Personen-Nah- 
erkehrs (ÖPNV) zur Verfügung gestellt. 
• Bezuschussung für die Beschaffung 

^°n Standard-Linienomnibussen und 
^andard-Gelenkomnibussen aus dem 
» . NV-Teil bis zu einem Betrag von 100 

l0- DM jährlich, sofern diese zum Mi 

Erhalt und zur Verbesserung von Linien- 
verkehren erforderlich sind. Dabei soll 
die Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse außerhalb der Verdichtungsräume 
besonders berücksichtigt werden. Diese 
Busse werden bis zu 30%, im Zonenrand 
bis zu 37,5% gefördert. 

4. An der Aufteilung der Finanzmasse 
zwischen kommunalem Straßenbau und 
ÖPNV im Verhältnis 50 : 50 wird festge- 
halten. 

5. Flächenländer mit u. a. geringen Anteil 
an U-Bahn- und S-Bahn-Bauvorhaben, 
haben ab 1. 1. 1992 die Möglichkeit, mehr 
Mittel für den kommunalen Straßenbau 
zu erhalten. Voraussetzung ist, daß ihr 
Finanzbedarf für Vorhaben des ÖPNV 
geringer ist als 50% des Anteils im kom- 
munalen Straßenbau. Auf Antrag erhal- 
ten Länder den Differenzbetrag zur 
zusätzlichen Förderung des kommunalen 
Straßenbaus. 

6. Die bisher schon vorhandene 
Umschichtungsmöglichkeit vom kommu- 
nalen Straßenbau zum ÖPNV wird von 
15% auf 30% erweitert. Damit kann den 
möglichen unterschiedlichen Bedürfnis- 
sen der einzelnen Länder besser Rech- 
nung getragen werden. 

7. Mit der erweiterten Flexibilität kann 
auch die im § 13 des bisherigen Gesetzes 
enthaltene Verordnungsermächtigung 
entfallen. Sie sieht vor, daß der Bundes- 
minister für Verkehr 10% der jeweiligen 
Mittel nach unten oder oben verändern 
kann. 
Diese Gesetzesvorschläge ermöglichen 
die Ausgestaltung einer modernen, flexi- 
blen Finanzstruktur, die für einen gerech- 
ten Ausgleich sorgt. 
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Der Waldschadensbericht ist 
eine Mahnung an alle 
Die Waldschäden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland haben sich auf einem 
hohen Stand eingependelt. Ein Rück- 
gang der Schadensentwicklung um 
1,4 %-Punkte darf nicht als Entwar- 
nung mißverstanden werden. Über die 
Hälfte unserer Wälder sind nach wie 
vor geschädigt oder in ihrer Vitalität 
geschwächt. Besorgniserregend ist ins- 
besondere die schwere Zunahme der 
Schäden bei Laubbäumen. 
Zur Waldschadenserhebung 1987 erklärt 
der Vorsitzende der Arbeitsgruppe für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Egon Susset: Die Bundesregierung hat 
entschlossene Maßnahmen zur Vermin- 
derung der Luftschadstoffe eingeleitet 
und umgesetzt. Es waren oft zähe Ver- 
handlungen in den Gremien der EG not- 
wendig — auch konnten nicht alle Maß- 
nahmen in dem von uns gewünschten 
Umfang und Zeitraum erreicht werden. 
Trotzdem haben sich die Mühen gelohnt. 
Ohne diesen Einsatz wären wir in der 
Umweltpolitik um Jahre im Rückstand. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist 
keine Insel und Schadstoffe in der Luft 
kennen keine Grenzen. Ein internationa- 
ler Erfolg bringt somit insgesamt meist 
mehr als nationale Alleingänge. Viel 
Überzeugungskraft wird auch in Zukunft 
notwendig sein, um den richtigen 
Umweltkurs in der EG fortzusetzen. 
Bei realistischer Betrachtung konnte wohl 
niemand erwarten, daß sich der Erfolg 
der umweltpolitischen Maßnahmen in 
kurzer Zeit bereits in einem deutlichen 
Rückgang der Waldschäden ablesen läßt. 
Genauso falsch ist es jedoch, die Scha- 
denszahlen als Beweis für die Unwirk- 

samkeit der Umweltpolitik zu mißbrau- 
chen. Wir müssen davon ausgehen, daß 
der jahrzehntelange sorglose Umgang mit 
den Naturgütern zu dem heutigen 
Zustand geführt hat. Genauso müssen wir 
uns darauf einstellen, daß ein längerer 
Zeitraum notwendig ist, bis sich die jetzt 
meßbaren Verbesserungen bei den Luft- 
schadstoffen auch in dem komplexen 
System der Natur durch deutliche 
Erfolgszahlen ablesen lassen. Der Wald- 
schadensbericht ist eine Mahnung für die 
Politiker, auf allen Ebenen eine konse- 
quente Umweltpolitik fortzusetzen; er ist 
aber Mahnung für jeden einzelnen in sei- 
nem privaten Bereich das mögliche zu 
tun. 

Berufung für 
Gerd Langguth 
Der Parteivorsitzende der CDU, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, ernannte Staatsse- 
kretär a. D. Dr. Gerd Langguth zum Mit' 
glied der Menschenrechtskommission def 

Christlich-Demokratischen-Internationa- 
len, einem Zusammenschluß von 54 Par- 
teien aus 50 Ländern in Europa, Latein- 
amerika, Afrika, Asien und Ozeanien. 
Langguth ist derzeit Lehrbeauftragter in] 
Fach Politische Wissenschaft an der Uni' 
versität Bonn. Helmut Kohl mißt „ange- 
sichts der Bedeutung der Menschenrecht6 

für die Arbeit der CDI" der Arbeit dieser 
Kommission „große persönliche Bedeu- 
tung" bei. Die Menschenrechtskommis- 
sion hat sich zu ihrer konstituierenden 
Sitzung am Donnerstag, den 19. Novem- 
ber in Rom getroffen. 
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Rita Süssmuth: 

Zahl der Gleichstellungsstellen wächst 
JJ82 wurde die erste kommunale 
Gleichstellungsstelle in Köln einge- 
richtet. 1985 waren es 22,1987 gibt es 
schon über 250 Gleichstellungsstellen 
Und Frauenbeauftragte in Gemeinden, 
Städten und Kreisen. Fast täglich ent- 
stehen neue Stellen in allen Teilen der 
Bundesrepublik Deutschland, deren 
Aufgabe es ist, die im Grundgesetz 
garantierte Gleichberechtigung in die 
Wirklichkeit des Alltags umzusetzen. 

£*ierzu erklärte Bundesfrauenministerin 
^üssmuth: „Wir beobachten derzeit eine 
^ürmische Entwicklung. Seit vor genau 
fünf Jahren die erste Gleichstellungsstelle 
ln Köln gegründet wurde, hat sich viel 
^rändert: Vorbehalte und Widerstände, 
p'e in der Verwaltung und in der Öffent- 
lchkeit gegen diese Stellen vorhanden 
^aren, sind deutlich abgebaut, wenn 
auch noch nicht ganz beseitigt worden. 
üas Bewußtsein für frauenpolitische Fra- 
gen und Probleme ist bei der Bevölke- 
rüng und bei den Politikern deutlich 
^Wachsen. Die Einrichtung und die 
^rt>eit von kommunalen Gleichstellungs- 
stellen wird zunehmend als ein sinnvoller 
nd notwendiger Bestandteil der kommu- 

. alen Verwaltungstätigkeit anerkannt. Es 
Ist ein Netz von Gleichstellungsstellen 
uf allen Ebenen entstanden, das immer 

achter wird. Diese Entwicklung muß 
Vergehen. Als Bundesfrauenministerin 
egrüße ich die Einrichtung neuer 
'eichstellungsstellen. Ich möchte die 
rauen (und Männer) ermutigen, sich um 
le Gründung einer solchen Stelle in 
rer Gemeinde oder ihrem Kreis zu 

emühen und appelliere an die Verant- 
°rtlichen in den Ländern und Gemein- 
en> diesen Stellen die notwendigen 

Befugnisse, eine angemessene organisato- 
rische Struktur und ausreichende perso- 
nelle Ausstattung einzuräumen, damit 
nicht nur Alibi-Institutionen geschaffen 
werden. 
Es gibt derzeit viele unterschiedliche 
Modelle und Konstruktionen für Gleich- 
stellungsstellen. Welche Form der Orga- 
nisation am wirksamsten ist, wird sich in 
der Praxis beweisen. Wir beobachten 
diese genau und werden darüber im näch- 
sten Jahr dem Deutschen Bundestag 
einen Bericht vorlegen. Entscheidend für 
Gleichstellungsstellen ist letzten Endes, 
ob sie durch ihre Konstruktion geeignet 
sind, die Lage der Frauen konkret zu ver- 
bessern." 
Eine Liste der Anschriften der kommuna- 
len Gleichstellungsstellen und Frauenbe- 
auftragten kann beim Bundesministerium 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit, Kennedyallee 105—107, 5300 Bonn 2, 
kostenlos angefordert werden. 

Illllllllllllllllllllilllllllllllllllilllllllltllllllllllllllllllllliililiin 

Bund unterstützt 
Schiffsentsorgung in 
deutschen Häfen 
Im Rahmen der Beratungen des Bundes- 
haushalts 1988 ist beschlossen worden, 
daß sich der Bund während einer dreijäh- 
rigen Pilotphase zu 50 % an einer kosten- 
losen Schiffsentsorgung in den Deut- 
schen Häfen beteiligt. Für diesen Zweck 
werden jährlich 6,75 Mio. Mark bereitge- 
stellt. Dies ist eine ganz wichtige Maß- 
nahme, um vor allem unerlaubte Einlei- 
tung von Öl- und Chemikalienrückstän- 
den durch die Schiffahrt zu vermeiden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

International Vorreiter beim 
Schutz der Ozonschicht 
Bei der nachhaltigen Verminderung 
der Fluorchlorkohlenwasserstoffe 
(FCKW), die eine latente Gefahr für 
die Ozonschicht bedeuten, hat die 
Bundesrepublik Deutschland inner- 
halb der EG und weltweit eine Vorrei- 
terrolle. Damit wies Bundesumweltmi- 
nister Klaus Töpfer Forderungen des 
umweltpolitischen Sprechers der FDP, 
Gerhart Baum, nach einem umfassen- 
den FCKW-Verbot zurück. 

Wie Klaus Töpfer auf einer öffentlichen 
Veranstaltung in Tuttlingen ausführte, sei 
auf der internationalen Konferenz in 
Montreal weltweit nur eine Reduzierung 
der FCKW um 50 % bis zum Jahr 2000 
möglich gewesen. Daher habe er in der 
Bundesrepublik Deutschland nationale 
Maßnahmen im Alleingang ergriffen, die 
bereits bis Ende 1989 eine Halbierung der 
FCKW bewirken: 
• Aufgrund einer Vereinbarung mit der 
Industriegemeinschaft Aerosole e.V. wer- 
den die Verbrauchsmengen von FCKW 
in Spraydosen bis Ende 1988 um minde- 
stens 75 % und bis Ende 1989 um minde- 
stens 90 % verringert. 
• Die bei der Herstellung sogenannter 
Weichschaumstoffe frei werdende FCKW 
werden durch die strengen Emissions- 
werte der TA-Luft von 1986 um etwa 90% 
(ca. 3.000 Tonnen pro Jahr) vermindert. 
• Bei der Verwendung von FCKW als 
Kältemittel laufen zur Zeit Arbeiten der 
Elektrohaushaltsgeräteindustrie zur Ent- 
wicklung geeigneter Rückgewinnungs- 
und Entsorgungskonzepte. Die FCKW- 
Hersteller haben im November ein neues 

Programm vorgestellt und angeboten, ver- 
schmutzte Kältemittel zur Wiederaufar- 
beitung zurückzunehmen. 
• Der Einsatz von FCKW als Lösungs- 
mittel stellt den kleinsten Verwendungs- 
bereich der FCKW dar. Die Rückgewin- 
nung von FCKW und das Arbeiten in 
geschlossenen Anlagen ist hier relativ eir»' 
fach und wegen des hohen Preises der 
FCKW auch bereits sehr verbreitet. 
Angesichts dieser Erfolge seien, so Bun- 
desumweltminister Klaus Töpfer, die 
Aussagen des umweltpolitischen Spre- 
chers der FDP, Baum, völlig unverständ- 
lich. Dies sei um so mehr der Fall, als ein 
einseitiges nationales Importverbot für 
FCKW bekanntlich gegen die EG-Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland verstoßen würde, zumal die 
EG-Kommission im Rahmen der Umset- 
zung des Protokolls von Montreal auch 
die Fragen des Ex- und Imports von 
FCKW bereits bearbeitet. Vor diesem 
Hintergrund seien die Vorschläge Baums 
nicht nur illusorisch, sondern würden 
zudem die Bemühungen des Bundesum- 
weltministeriums um europaweit harmo* 
nisierte FCKW-Beschränkungen erheb- 
lich gefährden. 

Zitat 
„Da Ihr Verleihungskomitee vorwie- 
gend aus Männern besteht, muß es AuS' 
druck politischer Klugheit sein, mich zW 
Preisträgerin auserkoren zu haben." 
(Hannelore Kohl zu Krefelds Oberbürger- 
meister Dieter Piitzhofen anläßlich der Ver- 
leihung der „Niederrhein-Eule") 
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Ignaz Kiechle: 

Chancen für die deutsche 
Landwirtschaft 
Agrarpolitik war unter dem großen 
Druck der sich auftürmenden Pro- 
bleme in den letzten Jahren oftmals 
Krisenmanagement. Trotz der zahlrei- 
chen Hilfen, die die Bundesregierung 
den in Bedrängnis geratenen bäuerli- 
chen Familien gewährt hat, ist die Ein- 
kommenssituation in der Landwirt- 
schaft auch heute noch vielfach unbe- 
friedigend. Dennoch sind die 
£ukunftsaussichten der deutschen 
Bauern besser, als die augenblickliche 
Lage vermuten läßt. 

1- Europa: der größte 
Verbrauchermarkt der Welt 
Rund 320 Millionen Menschen zählt die 
Europäische Gemeinschaft und stellt 
damit den größten und kaufkräftigsten 
Verbrauchermarkt der Welt dar. Tag für 
*ag müssen 320 Millionen Verbraucher 
5ut hochwertigen Nahrungsmitteln ver- 
argt werden. Zweifellos ist dies einer der 
Wlchtigsten Schlüssel zur Verbesserung 
der Einkommenssituation der deutschen 
Landwirte. Verzehrgewohnheiten und 
Qualitätsansprüche der Verbraucher 
waren in den letzten zwanzig Jahren gro- 
ßen Veränderungen unterworfen. Diese 
Entwicklungen müssen von den Landwir- 
ten noch stärker berücksichtigt, Marktni- 
Schen noch gezielter genutzt werden. Ihre 
8ute Ausbildung und die nachhaltige 
Unterstützung der landwirtschaftlichen 
Beratungsstellen versetzen die deutschen 
Landwirte in die Lage, sich dieser Her- 
ausforderung zu stellen und im Wettbe- 
werb mit ihren Berufskollegen in anderen 
^G-Ländern ihre Position zu behaupten. 

2. Nachwachsende Rohstoffe als 
zweites Standbein 
Nachwachsende Rohstoffe sind mehr 
und mehr als Grundstoffe für industrielle 
Produkte gefragt. Zwar wird der Durch- 
bruch zur breiten Anwendung im Ener- 
giebereich erst bei verbesserter Wettbe- 
werbsfähigkeit nachwachsender Roh- 
stoffe gegenüber fossilen Energieträgern 
gelingen, aber die Verwendung der Bio- 
Rohstoffe beschränkt sich nicht allein auf 
diesen Sektor. Die Industrie ist nämlich 
zunehmend daran interessiert, aus Pro- 
dukten wie Zucker, Stärke, pflanzlichen 
Ölen und Fetten sowie Lignozellulose 
höherveredelte Produkte herzustellen. 
Aus diesem Produktionszweig kann 
schon in wenigen Jahren ein zweites 
Standbein für viele bäuerliche Betriebe 
werden. 
Deswegen unterstützt die Bundesregie- 
rung die Forschung auf diesem Gebiet 
nachhaltig. Ziel dieser Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten ist es, bessere und 
wettbewerbsfähigere Verfahren zu ent- 
wickeln, um die Chancen einer breiten 
Nutzung nachwachsender Rohstoffe zu 
erhöhen. 

3. Sicherung und Pflege der 
Kulturlandschaft 
Die Landwirtschaft hat neben der Erzeu- 
gungsfunktion mehr und mehr eine zen- 
trale Raumfunktion zu erfüllen. Dazu 
zählen wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und kulturelle Stabilität des ländlichen 
Raumes ebenso wie die Sicherung und 
Pflege der Kulturlandschaft in ihrer Viel- 
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falt und Schönheit. Gleichzeitig erwartet 
die Gesellschaft von der Landwirtschaft 
die Verwirklichung ökologischer Ziele. 

Im Prinzip wurde bisher die Raumfunk- 
tion quasi automatisch mit der Erzeu- 
gungsfunktion erfüllt und abgegolten. 
Wenn aus ökonomischen Gründen 
Betriebe insbesondere in landwirtschaft- 
lich benachteiligten Gebieten aufgeben 
müssen, ist die wichtige Raumfunktion 
irgendwann nicht mehr gesichert. Und 
viel gravierender noch: Ländliche 
Gebiete verlieren ihre Attraktivität als 
Wohn-, Freizeit- und Erholungsraum. 

Deswegen muß rechtzeitig gegengesteuert 
werden. Dies ist keine leichte Aufgabe. 
Denn der Steuerzahler muß davon über- 
zeugt werden, daß er heute für etwas 
bezahlt, damit es zukünftig erhalten wird. 
Denn zum Nulltarif ist die Raumfunktion 
nicht zu haben. 

Insbesondere auf den nicht wettbewerbs- 
fähigen, benachteiligten Standorten wird 
man landwirtschaftlichen Betrieben ihre 
landespflegerischen und landeskulturel- 
len Leistungen zukünftig angemessen 
honorieren müssen. Honoriert werden 
sollte aber nur eine wirkliche Leistung. 
Ein generelles, leistungsloses Entgelt 
wäre gegenüber der Gesellschaft kaum zu 
rechtfertigen. 

Neben der traditionellen Landbewirt- 
schaftung eröffnen sich für die Landwirte 
mit der Wahrnehmung dieser wichtigen 
ökologischen Funktionen neue Perspekti- 
ven. Die Bundesregierung entwickelt 
daher ein differenziertes, zielgruppenori- 
entiertes Maßnahmenangebot: 
• für Betriebe, die ihr Einkommen vor- 
rangig aus der Erzeugung von Nahrungs- 
mitteln und industriellen Rohstoffen 
erzielen wollen, 
• für Betriebe, die unter natürlichen oder 
strukturellen Nachteilen wirtschaften und 
Aufgaben im Rahmen des Umwelt- und 

Naturschutzes, des Wasserschutzes, der 
Landschaftspflege usw. wahrnehmen, 
• für Betriebsleiter und Familienangehö- 
rige, die entweder zusätzliche Erwerbstä- 
tigkeiten in- und außerhalb des Betriebes 
nutzen wollen oder die landwirtschaftli- 
che Tätigkeit in der Generationenfolge 
ganz aufgeben wollen. 
Im Sinne eines solchen zukunftsweisen- 
den Angebotes für die bäuerlichen Fami- 
lien muß es darum gehen, die bisherigen 
Maßnahmen zu bündeln, weiterzuentwik- 
keln und — soweit erforderlich — um 
neue zu ergänzen. Gleichzeitig müssen 
die dazu erforderlichen Mittel langfristig 
abgesichert werden. 

4. Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit 
Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Betriebe müssen zunächst EG- 
weit die noch vorhandenen Überschüsse 
abgebaut werden. Ebenso wichtig sind 
aber auch folgende Maßnahmen: 
• Sicherung der landwirtschaftlichen 
Einkommen bei Wechselkursveränderun- 
gen, 
• Förderung von Produktions- und Ver- 
wendungsalternativen im Nicht-Nah- 
rungsbereich, 
• einzelbetriebliche Investitionsförde- 
rung im Rahmen der EG-Effizienzverord- 
nung, 
• Flexibilisierung der Garantiemengenre- 
gelung, 
• Verbesserung der Vermarktungsstruktu- 
ren. 
Bei der Diskussion um die Einführung 
eines Strukturgesetzes zum Schutz des 
bäuerlichen Familienbetriebes ist zu 
berücksichtigen, daß Wettbewerbsverzer- 
rungen zu Lasten der deutschen Land- 
wirtschaft vermieden werden. Die Ein- 
führung von Bestandsobergrenzen macht 
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nur Sinn, wenn dies europaweit 
geschieht. 
Bäuerliche Familienbetriebe müssen auch 
•n Zukunft die Möglichkeit haben, in aus- 
pichende Einkommenskapazitäten hin- 
einzuwachsen. Dazu ist weiterhin Struk- 
turwandel erforderlich, der allerdings in 
geordneten Bahnen ablaufen muß. Um 
diesen Strukturwandel in der Landwirt- 
schaft zu flankieren, bietet sich insbeson- 
dere eine Vorruhestandsregelung für 
ältere Landwirte an. Diese Maßnahme 
hat den Vorteil, daß 
• ältere Landwirte von dem unbedingten 
Zwang zur Weiterbewirtschaftung ihrer 
Betriebe befreit werden, 
• die Märkte entlastet und die Intensität 
*0 der Landwirtschaft reduziert werden, 
^enn ein Teil der freiwerdenden Flächen 
stillgelegt wird oder für Umwelt- und 
Naturschutzzwecke Verwendung findet, 
• Flächen frei werden, die von entwick- 
lungsfähigen Betrieben übernommen 
Werden können. 
püch die jüngeren Landwirte, die Ein- 
^ornmenschancen in landwirtschaftsna- 
uen Bereichen oder außerhalb der Land- 
Ortschaft sehen, müssen z. B. durch 
Unistellungshilfen gefördert werden, 
t^enn der ländliche Raum kann auf 
t^auer nur dann gesichert werden, wenn 
er für junge Leute attraktiv bleibt. Vor- 
aussetzung dafür ist ein ausreichendes 
^ngebot an außerlandwirtschaftlichen 
Arbeitsplätzen im ländlichen Raum. 

5. Politik für den ländlichen 

^u einer Lösung der Agrarprobleme 
gehört auch eine ressortübergreifende 
integrierte Politik für den ländlichen 
^aum. Die agrarpolitischen Maßnahmen 
Und Hilfen zur Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit unserer Betriebe sowie zur 
'cherung ihrer Raumfunktionen können 

Zitat 
„Die Union muß eine diskussionsbereite 
und offene Partei sein — wer nicht über 
die Zukunft nachdenkt, der hat bald 
keine mehr." 
(Generalsekretär Heiner Geißler auf dem 
Bezirksparteitag der CDU Rheinhessen- 
Pfalz in Neustadt am 14. November 1987) 

nur ein Teil eines umfassenden Konzep- 
tes für den ländlichen Raum darstellen. 
Hinzu kommen müssen Maßnahmen der 
Raumordnungspolitik, der Regional-, 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
sowie der Verkehrs- und Umweltpolitik. 
Ohne befriedigende Lebens- und Arbeits- 
bedingungen werden die Menschen aus 
dem ländlichen Raum abwandern. Dage- 
gen könnte eine noch so gut gestellte 
Landwirtschaft allein nichts ausrichten. 
Auch bei rückläufiger Bevölkerungsent- 
wicklung muß die im ländlichen Raum 
vorhandene Infrastruktur gehalten und 
— wo erforderlich — verbessert werden. 
Ohne die notwendigen Infrastrukturen 
werden die Landwirtschaft und der länd- 
liche Raum ihre vielfältigen Funktionen 
für die Gesellschaft immer weniger wahr- 
nehmen können. 

Illlllllillllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Trinkgeldfreibetrag wird 
verdoppelt 
Der Gesetzentwurf für die Steuerreform 
1990 wird auch eine Verdoppelung des 
Trinkgeldfreibetrags auf 2.400 DM vorse- 
hen. Bisher sind freiwillige Trinkgelder, 
die der Arbeitnehmer von Dritten erhält 
— zum Beispiel im Gaststätten- oder Fri- 
seurgewerbe —, steuerpflichtig, soweit sie 
den Freibetrag von 1.200 DM jährlich 
übersteigen. Mit der Verdoppelung wird 
eine spürbare Vereinfachung erzielt und 
werden kleinliche Streitigkeiten mit dem 
Finanzamt vermieden. 
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Nachtrag vom 35. Bundesparteitag 
Infolge eines technischen Versehens wurde 
der Beschluß C 1 im letzten UiD nicht 
vollständig wiedergegeben. Hier nun der 
vom 35. Bundesparteitag verabschiedete 
Wortlaut des Beschlusses: 

Beschluß Nr. C 1 
Der 35. Bundesparteitag der CDU bittet 
die Bundesregierung sowie die Koali- 
tionsfraktionen im Deutschen Bundestag, 
durch verbesserte Gesetze die Polizei in 
die Lage zu versetzen, sowohl vorbeu- 
gend als auch im Einsatz Gewalttaten im 
Zusammenhang mit politischen Demon- 
strationen verhindern und verfolgen zu 
können. 
Der Bundesparteitag der CDU verurteilt 
mit tiefer Empörung, daß Polizeibeamte 
bei der Erfüllung ihrer Pflichten von 
Rechtsbrechern und politischen Gewalt- 
tätern ermordet und schwer verletzt wor- 
den sind. 
Wir bekräftigen, daß das Recht, friedlich 
und ohne Waffen für seine Meinung zu 
demonstrieren, ein grundlegendes Recht 
unserer freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung ist. Wir dürfen nicht 
zulassen, daß dieses Recht durch politi- 
sche Gewalttäter mißbraucht, ausgehöhlt 
und gefährdet wird. 
Der 35. Bundesparteitag der CDU fordert 
die Koalitionsfraktionen im Deutschen 
Bundestag auf, sich bei ihren Entschei- 
dungen von folgenden Grundsätzen lei- 
ten zu lassen: 
— Der Staat ist verpflichtet, den Aufruf 
zur und die Propagierung von Gewalt 
unter Strafe zu stellen, um ein Klima zu 
verhindern, das Gewalttaten wie in 
Frankfurt Vorschub leistet. 
— Es muß bewirkt werden, daß Gewalt- 
täter ihre gewaltsamen Ausschreitungen 
nicht weiterhin aus der Deckung begehen 

können, die die Menschenmenge vor dem 
polizeilichen Zugriff bietet. Künftig muß 
auch bestraft werden, wer sich beim Aus- 
bruch von Gewalttätigkeiten oder Bedro- 
hungen nicht aus der Menschenmenge 
entfernt. 
— Es muß sowohl die sogenannte passive 
Bewaffnung als auch die Vermummung 
strafrechtlich verboten werden. Die Teil- 
nahme an einer verbotenen oder aufgelö- 
sten Versammlung sowie die Aufforde- 
rung zur Teilnahme an einer solchen Ver- 
sammlung müssen mit Kriminalstrafe 
geahndet werden. 

ülllllMllimiillllllllllllllllllllllllllllllliillllllllllllllllllllilll»1 

Mehr Geld für 
Fremdenverkehrswerbung 
Die Erhöhung der für das Haushaltsjahr 
1988 vorgesehenen Bundeszuwendung 
um über zwei Millionen DM (auf 37,356 
Mio. DM) gegenüber dem Haushaltsjahr 
1987 (35,042 Mio. DM) bedeutet eine 
wesentliche Verstärkung der Mittel, die 
der Deutschen Zentrale für Tourismus 
zur Verfügung stehen, um im Ausland für 
Urlaubsreisen in die Bundesrepublik 
Deutschland zu werben, erklärt der Vor- 
sitzende der Kommission für Fremden- 
verkehr und Tourismus der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Matthias Engelsber- 
ger. Trotz erheblicher Sparmaßnahmen ifl 
vielen Bereichen des Bundeshaushalts 
hat sich der Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zu dieser bemerkens- 
werten Mittelerhöhung bereit gefunden, 
die von der Kommission für Fremdenver- 
kehr und Tourismus der CDU/CSU- 
Fraktion vorgeschlagen war. Damit ver- 
bessern sich die Möglichkeiten, im Aus- 
land gezielte Werbemaßnahmen für 
Urlaubsreisen nach Deutschland durch- 
zuführen. 



{HJNDESFACHAUSSCHüSSE UiD 37/87 •  Seite 33 

Wichtige Aufgaben in der Umweltpolitik 
£«i 4. November 1987 hat sich der 
Bundesfachausschuß „Umweltpolitik" 
jer CDU in Bonn neu konstituiert, 
^»n wie auch in der letzten Legislatur- 
Periode 40 hervorragende Experten 
jjus Wissenschaft, Politik und Verbän- 
den angehören. Der Bundesfachaus- 
s£huß hat den umweltpolitischen Spre- 
cher der CDU-Fraktion im Nieder- 
sächsischen Landtag, Kurt Grill, zu 
Einern Vorsitzenden gewählt. 

W Grill betonte, daß mit dem 
jj-Punkte-Programm der CDU, das 
öestandteil der Koalitionsvereinbarun- 
sen geworden ist, ein Fahrplan für eine 
!*eUe Phase im Umwelt- und Naturschutz 
n.der 11. Legislaturperiode durchgesetzt 

Wlrd. Der Bundesfachausschuß „Umwelt- 
Politik" wird auf der Grundlage des 
''Punkte-Programms seine Arbeit fort- 

?etzen. Nach Auffassung von Kurt Grill 
st die wichtigste Aufgabe die Umsetzung 
er im 17-Punkte-Programm angekündig- 
en Umwelthaftpflichtversicherung, mit 
er ein entscheidender Schritt von der 
chadensbeseitigung hin zur Vorsorge 

*>etan wird. Die Aufnahme des Umwelt- 
Schutzes als Staatsziel ins Grundgesetz 
fordert weitere Diskussionen und 
"Stimmungen in den verschiedenen Par- 

eigremien und den Parlamentsfraktio- 
en. Der Bundesfachausschuß wird sich 
n diesen Diskussionen beteiligen und 
°i"schläge erarbeiten, wie das Staatsziel 
Umweltschutz im Grundgesetz verankert 

^erden kann. 
». enfalls wird er das Gespräch mit den 

niweltverbänden und den Kirchen 
Süchen. 

°'gende Bundesfachausschüsse haben 
ch ebenfalls neu konstituiert: 
ßundesfachausschuß für Städte- und 

w°hnungsbau, MdB Franz Möller. 

• Bundesfachausschuß Verkehrspolitik, 
MdB Dirk Fischer. 
• Bundesfachausschuß Innenpolitik, 
Senator Wilhelm Kewenig, MdA 

Birgit Breuel bleibt 
Vorsitzende 
Niedersachsens Finanzministerin Birgit 
Breuel bleibt Landesvorsitzende der 
CDU-Mittelstandsvereinigung. Auf der 
Landestagung ihrer Organisation wurde 
sie mit 207 von 235 abgegebenen Stim- 
men in ihrem Amt bestätigt. Zu stellver- 
tretenden Vorsitzenden wählten die Dele- 
gierten Klaus van Dollen (Oldenburg), 
Graf von Galen (Osnabrück), Jürgen 
Strödter (Braunschweig) und Harald Ves- 
permann (Wolfsburg). 

Mehr Geld für Stiftung 
„Mutter und Kind" 
Zur Änderung des Gesetzentwurfes zur 
Errichtung einer Stiftung „Mutter und 
Kind — Schutz des ungeborenen Lebens" 
erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul 
Hof facker: Aus der 1984 geschaffenen 
Bundesstiftung konnte bis Ende 1986 
mehr als 70.000 Frauen geholfen werden. 
Es hat sich allerdings gezeigt, daß die bis- 
lang zur Verfügung stehenden Mittel bei 
weitem nicht ausreichen: Deshalb sind 
im Rahmen der Haushaltsberatungen auf 
Initiative der Koalitionsfraktionen von 
CDU/CSU und FDP die zur Verfügung 
stehenden Mittel in Höhe von 80 um 30 
auf nunmehr insgesamt 110 Millionen 
DM erhöht worden. 
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Sympathiewerbung in der 
Advents- und Vorweihnachtszeit 
Auch in der Adventszeit sollte es die CDU vor Ort nicht versäumen, durch 
bärgernahe, öffentlichkeitswirksame Aktionen auf sich aufmerksam zu machen und 
mit zahlreichen Menschen ins Gespräch zu kommen. Jeder von uns muß Farbe 
bekennen, sei es nun im Freundes- oder Bekanntenkreis oder bei Aktionen des 
Ortsverbandes als Gesprächspartner am Informationsstand. 

Weihnachtliche 
Aktionsvorschläge für 
Schnellentschlossene 

CDU-Kinderkrippe 
Besonders beim Weihnachtseinkauf kom- 
men viele Eltern in Verlegenheit. „Wohin 
mit den Kindern?" — das ist die große 
Frage. Ein buntes Betreuungsprogramm 
für die Kleinen schafft der CDU vor Ort 
viele Freunde. Unter dem Motto „Wir lie- 
ben Kinder" sollten Sie diese Aktionen in 
der Presse ankündigen. 

CDU-Winter-Puzzle 
Nicht nur für die Kinder-Aktion ist das 
CDU-Winter-Puzzle als Spiel, das Spaß 
macht, bestens geeignet. Man kann es 
allein, zu zweit oder mit der ganzen Fami- 
lie spielen — und natürlich auch im Rah- 
men von Nachbarschaftstreffen oder 
anderen Veranstaltungen, zu denen die 
CDU im Winter einlädt. 

Christstollen-Essen am 
Canvassingstand 
An verkaufsoffenen Samstagen in der 
Vorweihnachtszeit eine unaufdringliche 
Aktion, mit Bürgern ins Gespräch zu 
kommen. Und dazu vielleicht Glühwein 
im CDU-Getränkebecher. 

2. Auflage: Advents- und 
Weihnachtsliederbuch 
Das beliebte Advents- und Weihnachts- 
liederbuch ist jetzt in zweiter Auflage 
wieder erhältlich. Viele traditionelle Lie- 
der, die besonders gut in die friedliche 
Weihnachtszeit passen, und bekannte 
Melodien laden zum Mitsingen ein. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 26,50 DM 
Bestell-Nr.: 2867 
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Sympathie-Plakat 
Frohes Fest 
Wünschen auch Sie Ihren 
Mitbürgern im Namen der CDU 
e»n „Frohes Fest"! 
^'t dem neuen Plakat „Frohes 
pest" bietet Ihnen die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle ein ansprechen- 
~es> weihnachtliches Motiv an. 
;ragen auch Sie mit diesem Plakat 
In Ihrem Verband zur vorweih- 
nachtlichen Stimmung bei. 

^indestabnahme: 50 Exemplare 
freis pro Mindestabnahme: 
'8,50 DM 
ßestell-Nr.:8013 

Weitere winterliche Werbemittel 
^ut gerüstet für die kalte Jahreszeit: CDU-Schal und CDU-Mütze halten in bewährter 
weise die Kälte von außen ab. Für heiße Getränke ist der Getränkebecher bestens 
Eignet, und der praktische Eiskratzer schafft „Klare Sicht"! 

5362 
5812 
%0 
5922 
9880 
5923 

Stellungen richten Sie bitte an das 

^Versandzentrum, Postfach 1328,4804 Versmold 
le Preise verstehen sich inklusive Transportkosten zuzüglich Mehrwertsteuer 

Nr.          Artikel Mindestabnahme Preis 

CDU-Schal 5 Stück DM 40,50 
CDU-Mütze 1 Stück DM   8,50 
CDU-Eiskratzer 100 Stück DM 57,00 
Getränkebecher 100 Stück DM 13,00 
Winterpuzzle 25 Stück DM 25,00 
Weihnachtskarten (4 Motive) 100 Stück DM 12,70 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Aktualisiertes 
Flugblatt 
Das doppelseitige Flugblatt zur 
Steuerreform wurde mit neuen 
Zahlen des Bundesfinanzministe- 
riums auf den neuesten Stand 
gebracht. Ab sofort erhalten Sie 
bei Ihrer Bestellung die aktuelle 
Fassung. 

Mindestabnahme: 500 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
40,— DM zuzügl. MWSt. 
Bestell-Nr.: 1117 

Bestellungen über 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 

Wort gehalten: 
Wir senken die Steuern 
WrladcerSWucWi 

••   Dauerhafte Entlastung für alle Steuerzahler - weniger Steuern: 
Das heißt mehr Geld im Portemonnaie. 
>•   Mehr Steuergerechtigkeit für alle durch Abbau von Steuerver- 
günstigungen und Sonderregelungen. 
3t   Leistung lohnt sich wieder; vor allem bei Mittelstand und 
Facharbeitern wird die übermäßige Steuerprogression abgebaut. 
>•   Steuersenkung sichert mehr Wohlstand für alle, bringt neue In- 
vestitionen und neue Arbeitsplätze. 

Die Steuersenkungspartei 

CDU 
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